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(Nr. 6560.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Februar 1867., betreffend die Genehmigung des 
revidirten Statuts der Danziger Privat⸗Aktienbank und die Verlängerung 
des Privpilegiums derſelben. 


Aa Ihren Bericht vom 27. Januar d. J. will Ich das in der außerordent⸗ 
lichen Generalverſammlung der Danziger Privat⸗Aktienbank vom 29. Dezember 
v. J. zur Annahme gelangte revidirte Statut, welches vom 16. März d. J. 
ab an Stelle des bisherigen Geſellſchaftsſtatuts, genehmigt am 16. März 1857 ᷑ d 
5 e ©. 241.), und der beiden Statutnachträge, 1 t am 30. Juni at 
1858. (Gefeß-Samml. ©. 405.) und am 13. Februar 1865. (Geſetz⸗Samml. 
S. 128.), in Geltung zu treten beſtimmt iſt, hierdurch in derjenigen Faſſung ge⸗ 
gnaehmigen, in welcher daſſelbe in der anliegend zurückerfolgenden Druckſchrift, den 
„Beſchlüſſen der Geſellſchaft entſprechend, a eſtellt iſt. Zugleich will Ich 

der Danziger Privat⸗Aktienbank die bei ihrer re auf Grund des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. (Geſetz-Samml. ©. 75.) ertheilte Ermächtigung zur Aus⸗ 
ſtellung von Noten bis zu dem Betrage von Einer Million Thaler auch für die 
fernere funfzehnjährige Dauer ihres Beſtehens unter den im revidirten Statute 
feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. | | 
5 7 85 Mein Erlaß iſt nebſt dem beiliegenden revidirten Statute durch 
die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 1 


Berlin, den 4. Februar 1867. Au 5 5 
Wilhelm. | 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenplitz. Gr. zur Lippe. 


An den Finanzminiſter, den Minifter für Handel, Gewerbe 
And öffentliche Arbeiten und den Juſtizminiſter. 


rgang 1867. (Nr. 6560.) | 34 x 
Ausgegeben zu Berlin den 6. März 1867. 1 5 


„„ 


A. Stelle des durch Allerhöchſten Erlaß vom 16. März 1857. e re 
Statuts vom 21. November 1856. und der durch die Allerhöchſten Erlaſſe 
vom 30. Juni 1858. und 13. Februar 1865. genehmigten Abänderungen und 
Nachträge tritt das folgende revidirte Statut mit dem 16. März 1867. in Kraft. 


Titel I. 
Bildung / Sitz / Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


9 
Die ſchon beſtehende Aktiengeſellſchaft, für welche nunmehr die Beſtim⸗ 
mungen des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches und des Einführungs⸗ 
90. Fi zu demſelben vom 24. Juni 1861. maaßgebend ſind, führt nach wie vor 
ie Firma: 
„Danziger Privat- Aktienbank“. 


Die Geſellſchaft hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtützen, zu 
Ache und zu beleben, den Geldumlauf zu vermitteln und Kapitalien nutzbar 
zu machen. 


$. 2. 

Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Danzig. Jeder Aktionair hat für ſich, 
hinſichtlich ſeiner Rechte und Pflichten, Danzig als Domizil zu wählen und iſt 
in dieſer Beziehung der Gerichtsbarkeit des Königlichen Kommerz und Admi⸗ 
ralitäts⸗Kollegiums (Handelsgerichts) zu Danzig unterworfen. 

Alle Inſinuationen geſchehen gültiger Weiſe an die von ihm zu bezeich⸗ 
nende, in dieſem Domizilorte wohnende Perſon nach Maaßgabe der HH. 20. 
und 21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung und, in Erman⸗ 
elung der Bezeichnung einer ſolchen Perſon, auf dem Sekrekariate des König⸗ 

Abmiralitäts⸗Kollegiunts (Handelsgerichts) zu Danzig. 


* 


ichen Kommerz⸗ und 


f $. 3. 

Die Dauer der an wird bis zum 16. März 1882. beſtimmt. 
Ueber die etwaige längere Dauer beſchließt eine außerordentliche Generalverſamm; 
lung ($. 47). Beſtimmt dieſelbe eine längere Dauer, fo bedarf dieſer Beſchluß 
der landesherrlichen Genehmigung. Eine ſolche Verſammlung muß die Direktion 
zum Monat März 1881. ſpäteſtens einberufen. 


Ti⸗ 


( W 


a 


Titel Il. 
Grundkapital, Aktien und Aktionaire. 


$. 4. 


Das Grundkapital beträgt vorläufig Eine Million Thaler; es iſt in 
zweitauſend Aktien, jede zu fünfhundert Thaler, getheilt. 


$. 5. 


Die Aktien lauten auf Namen (nicht aber auf mehrere Perſonen oder 
Firmen) und ſind in nachſtehender Art ausgefertigt. 

Jede Aktie iſt mit einer laufenden Nummer verſehen und durch zwei 
Mitglieder des Verwaltungsrathes unterzeichnet, gleichzeitig auch mit genauer 
en des Inhabers, nach Namen, Wohnort und Stand, in das Aktien⸗ 
buch der Geſellſchaft eingetragen. Mit jeder Aktie ſind für fünf aufeinander 
folgende Jahre alljährlich zahlbare Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, 
nebſt Talon ausgereicht, welche nach Ablauf der fünf Jap durch neue erſetzt 
werden. Dem gegenwärtigen Statut iſt sub A. B. und C. ein Formular der 
Aktien, der Dividendenſcheine und Talons beigefügt. 


$. 6. 


Eine außerordentliche Generalverſammlung kann beſchließen, das Grund⸗ 
kapital bis auf Eine Million fünfhundert Tauſend Thaler zu 1 jedoch iſt 
hierzu eine abſolute Majorität der Stimmen von mindeſtens drei Viertel der in 
der betreffenden Generalverſammlung vertretenen Aktien erforderlich. Der 
Aufſichtsbehörde iſt vor jeder weiteren an der Aktien die Volleinzahlung 
der vorhergehenden Emiſſton nachzuweiſen und demnächſt von der wirklich erfolgten 
Erhöhung des Grundkapitals Anzeige zu machen. i 


K. 

Bei der Zeichnung der Aktien einer neuen Emiſſion find zwanzig Prozent 
des gezeichneten Betrages zur Kaſſe der Geſellſchaft gegen 5 eines Quit⸗ 
tungsbogens nach dem beigefügten Formulare P. einzuzahlen. 1 Quittungs⸗ 
bogen lauten auf den Namen. 


§. 8. 
Die ferneren Einzahlungen der gezeichneten Beträge für eine neue Aktien⸗ 
Emiſſion erfolgen nach Bedürfniß der Geſellſchaft in Raten von 10 bis 25 Pro⸗ 
zent auf die d veröffentlichenden Aufforderungen des Verwaltungsrathes. 
Wer der Zahlungs⸗Aufforderung zur feſtgeſetzten Zeit nicht nachkommt, 
verfällt in eine Konventionalſtrafe von zwei Thalern für jede Aktie. 
(Nr. 6560.) ; 34 Blei⸗ 


Bleiben die ferneren Aufforderungen zur Zahlung, welche nach Maaßgabe 
des Artikels 221. des Handelsgeſetzbuches zu erlaſſen find, bis zum Ablauf des 
beſtimmten Schlußtermins en glos, ſo gehen die ſäumigen Aktionaire ihrer 
Anrechte aus der Zeichnung und den geleiſteten Theilzahlungen zu Gunſten der 
Geſellſchaft verluſtig. 3 

An Stelle der ungültig gewordenen Quittungsbogen, welche nach Betrag 
und Nummer durch den Verwaltungsrath bekannt zu machen find, werden neue 
Quittungsbogen ausgefertigt und für die Geſellſcaſt verkauft. 


F. 9. 
Sobald der volle Betrag für jede Aktie mit fünfhundert Thalern Preußiſch 
Kurant zur Geſellſchaftskaſſe eingezahlt iſt, wird die Aktie ſelbſt gegen Rückgabe 
des Quittungsbogens ausgereicht. 


. 10. 


Die Aktien der neuen Emiſſion werden, jede zu fünfhundert Thalern und 
auf den Namen lautend, nach dem Formulare E. ausgefertigt und nach fort⸗ 
laufenden Nummern in das Aktienbuch der Geſellſchaft eingetragen. Es werden 
denſelben ebenfalls alljährlich zahlbare, auf den Inhaber lautende Dividenden⸗ 
ſcheine für je fünf Jahre nach dem Formulare B., ſowie Talons nach dem For⸗ 
mulare C. beigegeben. 


H. 11. 


Das Eigenthum der Aktie kann auf jede rechtsgültige Weiſe verändert 
werden. Jeder Nachfolger im Eigenthum iſt den Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Statuts unterworfen. Im Verhältniß zu der Geſellſchaft werden nur 
5 un als die Eigenthümer angeſehen, die als ſolche im Aktienbuche verzeichnet 
find (Handelsgeſetzbuch Art. 182. 183. und 223.). 


§. 12. 


2 Jede Aktie iſt untheilbar und deshalb eine theilweiſe Eigenthums⸗Ueber⸗ 

tragung unzuläſſig. Jede Aktie kann, unter Berückſichtigung des $. 42., nur 
durch Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilnehmer darf mehr als den 
zwanzigſten Theil des Grundkapitals in Aktien beſitzen oder erwerben. 


8 913. i 
Jeder Aktionair hat, nach Verhältniß der Zahl ſeiner Aktien, Antheil an 
dem geſammten Eigenthum, dem Gewinn und dem etwaigen Verluſte der Gr 
ſellſchaft und kann, außer dem Falle der Auflöſung der Geſellſchaft, den auf die 
Aktien eingezahlten Betrag weder ganz noch theilweiſe zurückfordern. 1 
An der Verwaltung aller Angelegenheiten und des Vermögens der Ge 
ſellſchaft haben die Aktionaire als ſolche nur denjenigen Antheil, welchen ihr 
Stimmrecht in den General⸗Verſammlungen (Titel VII.) ihnen beilegt / 11 f 
f ön⸗ 


„„ 2 „%% 
können ſie keine andere Rechnungslegung als die im Titel VIII. vorgeſchriebene, 
verlangen. a a 


Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt kein Aktionair, unter welcher 
Beſtimmung es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet. 


$. 14. 


Iſt eine Aktie, ein Dividendenſchein oder ein Talon erſichtlich beſchädigt 
oder unbrauchbar geworden, fo wird, wenn alle weſentlichen Merkmale des 
Dokuments zureichend erkennbar ſind, das vorhandene verdorbene Exemplar, ohne 
daß es eines Aufgebots bedarf, kaſſirt, dafür ein Duplikat unter gleicher Nummer 
ausgefertigt und dem Eigenthümer ausgeantwortet. Das Aktienbuch erhält den 
betreffenden Vermerk. 8 a 

Gehen Aktien verloren, ſo muß die gerichtliche Amortiſation derſelben 
erfolgen, bevor neue Dokumente an deren Stelle aus efertigt werden. Die 
Koſten dieſes Verfahrens fallen dem Betheiligten zur Laſt. | 

Ein öffentliches Aufgebot oder eine Mortifikation verlorener oder vernich⸗ 
teter Dividendenſcheine findet, auch in Verbindung mit dem Aufgebot oder der 
Mortifikation der Aktien, zu welchenſſie gehören, nicht ftatt. Iſt e der Verluſt 
eines Dividendenſcheines vor Ablauf der Verjährungsfriſt (F. 49.) bei der Direk⸗ 
tion ſchriftlich angemeldet, und der frühere Beſitz durch Vorzeigung oder Morti⸗ 
1 der Aktie oder ſonſt in glaubhafter Weiſe nachgewieſen, ſo wird der 

etrag eines ſolchen Dividendenſcheines dem Inhaber der über die Anmeldung 
ertheilten Beſcheinigung nach Ablauf der Verjährungsfriſt gezahlt, ſofern der 
Dividendenfchein ſelbſt bei der Geſellſchaft nicht eingelöſt iſt. Auch verlorene 

Salons können nicht amortiſirt werden. Die Ausreichung der neuen Serie von 

Di.irvidendenſcheinen erfolgt, wenn der dazu beſtimmte Talon nicht eingereicht 
werden kann, an den Präſentanten der betreffenden Aktie. Iſt aber vorher der 
Verluſt des Talons der Direktion ſchriftlich angezeigt und der Aushändigung der 
neuen Serie der Dividendenſcheine widerſprochen worden, ſo werden dieſelben 
zurückgehalten, bis die ſtreitigen Anſprüche auf die neue Serie gütlich oder im 
Wege des Prozeſſes erledigt find. 


8 


$. 15. 


a Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen im Danziger 
Intelligenzblatt und in dem zu Berlin erſcheinenden Preußiſchen Staatsanzeiger, 
ſowie mittelſt Anſchlages an der Danziger Börſe. Bei dem Eingehen eines der 
genannten Blätter hat die nächſte Generalverſammlung über die Wahl eines 
anderen Blattes zu beſchließen. Bis dahin, daß dieſes geſchieht, genügt die 
Bekanntmachung durch das übrig bleibende Blatt. Welches Blatt nach dem 
Beſchluſſe der Genera verſammlung an die Stelle des eingegangenen treten ſoll, 
ist durch das übrig gebliebene Blatt zu veröffentlichen. Auch abgeſehen von dem 
Eingehen eines Blattes können Seitens der Generalverſammlung andere Geſellſchaft⸗ 
blätter beſtimmt werden, in welchem Falle der betreffende Beſchluß durch die f 
bisherigen Geſellſchaftsblätter bekannt zu machen iſt. | 


. 6560) eh 


Titel III. 
Von den Geſchaͤften der Bank, 


$. 16. 
Die Bank ift zur Erreichung der §. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


J) gezogene und trockene Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, zu diskon⸗ 
tiren und Wechſel auf Plätze des Auslandes zu kaufen. Die zur Dis⸗ 
kontirung gelangenden Papiere müſſen an die Bank girirt ſein, dürfen 
nicht ſpäter als drei Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen 
und es müſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide Verbundene 
haften. 

Wechſel mit nur zwei Unterſchriften dürfen nur unter ausdrück⸗ 
lichem, auf einzelne Fälle zu beſchränkenden Einverſtändniſſe zwiſchen 
dem vollziehenden Direktor und den beiden nach $. 32. des Statuts der 
Direktion zugeordneten Mitgliedern des Verwaltungsrathes für die Bank 
erworben werden / i N 


2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht auf länger als drei 
Monate und nur gegen Verpfändung von f 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verderben 
nicht unterworfen ſind, 


b) inländiſchen Staats⸗ und Kommunal- oder anderen mit Genehmigung 
des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen geld⸗ 
werthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, ſowie von Wechſeln 
auf Plätze des In⸗ oder Auslandes, desgleichen von gemünztem oder 
ungemünztem Gold und Silber. ö 


Inländiſche Papiere, die auf den Namen lauten, dürfen in der 
Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchäfts⸗ 
Juſtruktion für die Direktion. Der Widerſpruch des Kommiſſars des 
Staats gegen die Beleihung von Papieren dieſer Art iſt für die Ge⸗ 
ſellſchaft maaßgebend. Die Beleihung der eigenen Aktien oder der 
Aktien anderer Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt / 


3) Effekten der vorſtehend sub Littr. b. bezeichneten Art, ſowie edle Metalle 0 


oder fremde Münzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der 


Ankauf von inländiſchen Staats⸗, Kommunal-, oder anderen mit Ge 
nehmigung des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausgege⸗ 
benen, auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur bis zu dem 
durch die Geſchäftsinſtruktion feſtgeſetzten Betrage ſtattfinden und der 
Beſtand von dergleichen Effekten ein Drittel des Grundkapitals niemals 
überſchreiten „ 


Q. 6560.) 


4) den kommiſſionsweiſen An⸗ oder Verkauf kurshabender Papiere zu 

übernehmen; a es 
5) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effekten 

zu beſorgen, verzinsliche und unverzinsliche Kapitalten ohne Verbriefung, 
jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den Namen des Ein⸗ 
zahlenden lauten dürfen, anzunehmen und mit den Eigenthümern der 
ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen Gelder und Effekten in Giro⸗ 
verkehr zu treten. 

Die verzinslichen Kapitalien dürfen nur unter Vorbehalt einer 
Kündigungsfriſt von mindeſtens zwei Monaten für beide Theile an⸗ 
genommen werden, niemals aber den doppelten Betrag des jeweiligen 
Grundkapitals überſteigen; 


6) Noten nach näherer Vorſchrift der 99. 18. bis 21. auszugeben und ein⸗ 
zuziehen. b 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchäfte ſind der Bank nicht ge⸗ 
ſtattet, beſonders darf ſie keine Kapitalien auf Hypotheken unterbringen. Es iſt 
ie jedoch geſtattet, Agenturen innerhalb der Provinz Preußen zu errichten, 
welche Diejelben Geſchäfte wie die Privatbank beſorgen können nach den ihnen 
vom Verwaltungsrathe zu ertheilenden Inſtruktionen. Die Einlöſung der bei 
ihnen präſentirten Noten der Bank wird von denſelben nach Maaßgabe ihrer 

aarbeſtände und ihrer Bedürfniſſe bewirkt. 


$. 17. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Werthen, 
welche durch das ind neee vom 4. Mai 1857. (Geſetz⸗Samml. S. 305. ff.) 
beftimmt worden find oder ſpäter durch Landesgeſetze beſtimmt werden ſollten. 


K 


Die Bank hat das Recht, unverzinsliche, auf jeden Inhaber lautende Noten 
($. 16. Nr. 6.) bis zum Betrage von Einer Million Thaler 1 Kurant 
auszufertigen und in 15 1 zu ſetzen. Die Form der Noten unterliegt der Ge⸗ 
nehmigung, beziehungsweiſe der Beaufſichtigung der Regierung. Dieſe Noten 
ſind der Stempelſteuer nicht unterworfen. EL 

Ergiebt ſich am Schluſſe eines Geſchäftsjahres ($. 48.) eine ee 
des Grundkapitals ($$. 4. und 6.) auf weniger als ſiebenhundert funfzigtauſen 
Thaler, ſo iſt die Summe der in Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den als 


noch vorhanden nachgewieſenen Betrag des Grundkapitals zu beſchränken. 


Sollte während der Dauer der Geſellſchaft das Notenprivilegium der 


Preußiſchen Bank, wie daſſelbe gegenwärtig auf Grund der Bankordnung vom 
5. Oktober 1846. und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht , aufgehoben oder 


modiſtzirt werden, ſo erliſcht das Notenprivilegium der Danziger Privat⸗Aktien⸗ 
bank ſechs Monate nach Publikation des betreffenden Geſetzes ohne Anſpruch der 
Bankgeſellſchaft auf Entſchädigung. 8. 19 


\ 


5 89. en | 
Die Noten dürfen nur auf Beträge von zehn, zwanzig, funfzig, Einhundert 
und zweihundert Thaler Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden. Der Geſammtbetrag 
der zu zehn Thaler ausgeſtellten Noten ſoll die Summe von Einhundert tauſend 
Thaler nicht überſteigen. Ueber das Verhältniß, in welchem bei der Emiſſion 
der übrigen neunhundert tauſend Thaler von den Abſchnitten von zwanzig bis 
zweihundert Thaler Gebrauch zu machen ift, können von den Miniſtern für 
Handel und der Finanzen maaßgebende Beſtimmungen getroffen werden. ö 


$. 20. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Präſentation ſofort in 9 1 gegen klingend Preußiſch Kurant einzulöſen. 

Anzeigen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Exeigniß entſtan⸗ 
denen Verluſtes der ausgegebenen Noten können die Zahlung an den Vorzeiger 
niemals aufhalten und ſind für die Bank unverbindlich. 

Der Inhalt des gegenwärtigen $. 20, und des F. 22. über die Präkluſion 
iſt auf jeder Note deutlich abzudrucken. 


§. 21. 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath ſind dafür verantwort⸗ 
lich, daß jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Betrag an 


Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel der umlaufenden Noten in baarem 


Gelde und mit dem ganzen Reſte aus diskontirten Wechſeln beſtehend, in einer 
beſonderen, unter dreifachem Verſchluſſe zu haltenden und für die ſonſtigen Be⸗ 
dürfniſſe der Bank nicht zu verwendenden Notenkaſſe aufbewahrt werden. Außer⸗ 
dem dienen alle Bee der Bank gegen Unterpfand und ihre 
ſämmtlichen übrigen Aktiva zur Deckung der Noten. 


— 


Titel IV. | 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


2 


Der Bank fteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur Ein 
löſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung der 
Präkluſion öffentlich aufzurufen. Zu dieſem Zwecke erläßt f dreimalige 
Bekanntmachungen in Zwiſchenräumen von einem Monat mittelſt ihrer Geſellſchafts⸗ 


blätter und der Amtsblätter der Königlichen Regierungen in den Provinzen der = 
Preußiſchen Staaten eine Aufforderung zur Einlöſung oder zum Umtauſch der 


Noten. Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blättern eee 
Lin⸗ 


tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablaufe des Präkluſivtermins gegen a 
diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß jeder Anſpruch 


der Verwaltung wird einem von 


Einlöſung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage der 


letzten Inſertion hinauszuſetzenden Präkluſivtermine unter der Verwarnung und 


mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins alle 


Anſprüche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erlöſchen. i 
Anmeldungen zum Schutze gegen die Präkluſion find nicht zuläſſig, 10 
e 


auf Einlöſung oder Umtauſch erloſchen ift, alle aufgerufenen, nicht eingelieferten 
Noten werthlos ſind und wenn ſie etwa noch zum Vorſchein kommen, von der 
Bank angehalten und vernichtet werden können. Mit den Beträgen ſolcher Noten 
wird nach F. 51. letztes Alineg verfahren. i 


Titel V. 
Vom Verwaltungsrathe. 


$. 23. 


Die Ueberwachung der e der n in allen Zweigen 

er Generalverſammlung aus den im Stadt⸗ 
und Landkreiſe Danzig wohnhaften Aktionairen erwählten Verwaltungsrathe 
anvertraut, welcher im Sinne des Art. 225. des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuches den dort genannten Aufſichtsrath mit deſſen Rechten und Pflichten 
darſtellt. Die Wahl der Mitglieder a in den ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lungen gemäß $. 44. Eine Ausfertigung des darüber aufgenommenen notariellen 
oder gerichtlichen Protokolls bildet die Legitimation des Verwaltungsrathes. Der 
Verwaltungsrath beſteht aus zehn Mitgliedern; dieſelben dürfen nicht im zweiten 
Grade mit einander verwandt oder verſchwägert ſein, ebenſowenig einer und 
derſelben Firma angehören. 11155 Funktionen dauern fünf Jahre. Alle Jahre 
ſcheiden diejenigen zwei Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe aus, welche die 
längſte Zeit hindurch als ſolche fungirt haben; die Ausſcheidenden können jedoch 
ſofort wieder gewählt werden. Bei einer ſtattgehabten Wiederwahl wird die 
Amtsdauer von der letzten Wahl an berechnet. Die Namen der Gewählten 
werden durch die Geſellſchaftsblätter und an der Danziger Börſe öffentlich bekannt 
gemacht. f 


lieder des Verwaltungsrathes verbleiben auch, nachdem das gegenwärtige revi⸗ 
irte Statut in Kraft getreten, für die Dauer ihrer Wahlperiode als Mitglieder 


des Verwaltungsrathes in Funktion. 


$. 24. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens zehn auf feinen 
Namen eingetragene Aktien beſitzen oder erwerben und beim Amtsantritte in 


Jahrgang 1867. (Nr, 6560.) 35 | das 1 


Die auf Grund des Statuts vom 21. November 1856. erwählten Mit⸗ 


dds Archiv der Geſellſchaft de 


K. 25. 


Der Verwaltungsrath wählt aus ſeiner Mitte einen Präſidenten und einen 
Vizepräſidenten, deren Nen durch die Geſellſchaftsblätter zu ed ſind. 

8 Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern ein Jahr; ſie ſin 
5 deſſelben wieder wählbar. Sollten beide verhindert ſein, einer Sitzung des Ver⸗ 
waltungsrathes beizuwohnen, ſo übernimmt das nach dem Lebensalter älteſte 
Mitglied den Vorſitz. | 


. 26. 


waltungsrathes zur Erledigung, jo wird dieſelbe vorläufig für die Dauer bis zur 
nächſten ordentlichen Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe wieder 
beſetzt und hierüber von einem Notar oder Gerichtsdeputirten eine Urkunde auf⸗ 
genommen. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der nächſten 


ſcheidet an dem Tage aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vor⸗ 
gängers aufgehört haben würde. Jede Veränderung in den Perſonen des Präſi⸗ 


durch die Geſellſchaftsblätter bekannt zu machen. 


$. 27. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich, ſo oft als er es für dienlich erachtet, 
an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Präſidenten, welche dieſer auch 
erlaſſen muß, wenn zwei Mitglieder des Verwaltungsrathes bei ihm darauf 
antragen, in der Regel einmal monatlich, um von dem Gange der Geſchäfte 
Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu beſchließen. 

Ueber jede Sitzung iſt ein Protokoll e e Die Beſchlüſſe und 
Wahlen des Verwaltungsrathes werden in derſelben Weiſe vollzogen, wie es im 

0 sondert die Generalverſammlungen vorgeſchrieben iſt. Zur Faſſung eines 
l 


N fender 
$. 28. 


rathes gehört: 
a) die Anordnung 9 Maaßregeln, die er zu einem geregelten und dem 


Beſchlüſſen deſſelben Folge zu leiſten 


oniren. So lange die Funktionen des Inhabers 
als Verwaltungsrath dauern, kann er über die deponirten Aktien nicht verfügen. 


nach Ablauf 


Kommt in e Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Ver⸗ 


ordentlichen Generalverſammlung. Das in jener Weiſe gewählte Mitglied 


denten, des Vizepräſidenten oder der Mitglieder des Verwaltungsrathes iſt 


ſorderlichehluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens ſechs Mitgliedern er- 4 


Zu den ausſchließlichen Befugniſſen und Pflichten des Verwaltungs- 


Zwecke der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchäfte für nöthig erachtet. 1 
Die Direktion hat den von dem Verwaltungsrathe ihr mitgetheilten 


b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes⸗ 3 
maligen Verſammlungen des Verwaltungsrathes auf deſſen . 85 
d e ihm 


ihm vorzulegenden Ueberſicht der Kaffe der Bank, des Wechſel⸗Porte⸗ 
feuilles, der Lombardbeſtände, ſowie der Notenkaſſe (§. 21); 
e) die Abfaſſung von Geſchäfts-Inſtruktionen für die Direktion 


d) die monatliche Reviſton der Kaffe, der Wechſel⸗ und Lombardbeſtände 
und der Notenkaſſe durch Deputirte, welche ein Protokoll über die 
Reviſion aufzunehmen haben; 


e) außerordentliche Reviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, fo oft 
er dieſelben für angemeſſen erachtet, mindeſtens aber jährlich einmal; 


f) die Prüfung der von der Direktion ihm vorzulegenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Geſchäftsjahres zu vertheilenden 
Dividende ($. 48.) Ä 


g) die Wahl und Beſtellung des vollziehenden Direktors und feines Stell⸗ 
vertreters, der Mitdirektoren ($. 34.), ſowie auch des Rendanten und 
feines Stellvertreters, desgleichen auch die Beſtimmung der Gehälter, 
Gratifikationen und, mit Ausnahme der vom vollziehenden Direktor zu 
ſtellenden Kaution ($. 39.), auch der Kautionen ſämmtlicher Angeſtellten 


h) die Befugniß, einen Syndikus für die Bank zu wählen und den Kontrakt 
mit demſelben abzuſchließen; 


i) die Beſchlußnahme über Beſchaffung eines zweckmäßigen Geſchäftslokales 
durch Miethe oder Kauf und die Feſtſetzung der dafl, ſowie für den 
Geſchäftsbetrieb überhaupt zu verwendenden Koften; 


k) das Recht, die 1 einer Generalverſammlung anzuordnen, wenn 
er dies im Intereſſe der Bank erforderlich hält, ſowie die Verpflichtung, 
den Aktionaixen in der alljährlich ſtattfindenden Generalverſammlung über 
die Reſultate des verfloſſenen Jahres Bericht zu erſtatten. f 


Der Verwaltungsrath iſt ferner Fu alle Beamten der Geſellſchaft, ein: 
ſchließlich der Direktionsmitglieder, wegen Dienſtvergehen jederzeit vom Amte zu 
ſuspendiren reſp. zu entlaſſen. Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Ueber⸗ 
einſtimmung von mindeſtens ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes. 


8 0 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Präſidenten 
oder von dem Vizepräſidenten, in deren Verhinderung von zwei Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes unterſchrieben. f 


$. 30. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze für die durch ſeine Funktionen veranlaßten baaren Auslagen, für ſeine 
Mühwaltung eine Tantieme von vier Prozent von dem nach Abzug des Bei⸗ 
trages zum Reſervefonds verbleibenden Reingewinne. Derſelbe hat indeß nur 
Hr. 6560 3 An⸗ 


ag 5 256 — i d | 
Anſpruch auf dieſe Tantieme, wenn die an die Aktionaire für das betreffende 
Geſchäftsjahr zur Vertheilung 1 Dividende mindeſtens fünf Prozent 
beträgt. Der Verwaltungsrath Hell ie Vertheilung dieſer Tantieme unter feine 
Mitglieder feſt. Die Generalverſammlung kann eine Ermäßigung dieſer Tantieme 
beſchließen. x 
$. 31. 


Der vollziehende Direktor reſp. deſſen Stellvertreter iſt berechtigt, den 
Sitzungen des e de ſoweit nicht ihn perſönlich betreffende Angele⸗ 
genheiten verhandelt werden, jedoch nur mit berathender Stimme beizuwohnen. 


Titel VI. 


Von der Direktion. 


$. 32. 


Die Direktion, welche den Vorſtand der Geſellſchaft im Sinne des Handels⸗ 
geſetzbuches Artikel 227. ff. darſtellt, beſteht aus dem vollziehenden Direktor und 
zweien von dem Verwaltungsrathe aus ſeiner Mitte zu wählenden Mitgliedern. 
Die Wahl der letzteren erfolgt auf ein Jahr und darf nicht öfter als zwei hinter⸗ 
einander folgende Jahre auf dieſelbe Perſon gerichtet werden. f 


$. 33. 


In Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfällen des vollziehenden Direk⸗ 
tors übernimmt ein von dem Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied des 
Verwaltungsrathes oder ein von dem Verwaltungsrathe ernannter Angeſtellter 
der Geſellſchaft proviſoriſch den Dienſt des vollziehenden Direktors. 


$. 34. 


Die Wahl des vollziehenden Direktors, ſowie ſeines Stellvertreters und der 
in die Direktion eintretenden Mitglieder des Verwaltungsrathes erfolgt durch den 
Verwaltungsrath (F. 28.) zu notariellem oder gerichtlichem Protokoll, deſſen Aus⸗ 
fertigung den Mitgliedern der Direktion als Legitimation dient. 
f Die Namen der Direktionsmitglieder, des Stellvertreters des vollziehenden 

Direktors (F. 33.), ſowie derjenige des Rendanten und ſeines Stellvertreters ſind 
bei jedem in den Perſonen eintretenden Wechſel in den Geſellſchaftsblättern, ſowie 
mittelſt Anſchlags an der Börſe zu Danzig zu veröffentlichen. Dritten Perſonen 
gegenüber kann nicht entgegengeſetzt d 
rathes, welche als Direktoren gehandelt haben, dazu von dem Verwaltungsrathe 
nicht abgeordnet geweſen ſeien. 8. 35 


en, daß Mitglieder des Verwaltungs⸗ a 


Bi 
N 


r. 6560. 


A it, un 


Gar ie 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen (Art. 230. und 231. 
des Handelsgeſetzbuches), bringt die Bankgeſchäfte zur Ausführung und beſorgt 
die Verwaltung des Bankvermögens, hat jedoch in Gemäßheit des F. 28. bei der 
Ausübung aller dieſer Funktionen die Vorſchriften und Anweiſungen des Ver⸗ 
waltungsrathes zu befolgen und handelt in dem ihr vorſtehend überwieſenen 
Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſtſtändig, als das gegenwärtige Statut und ihre 
Inſtruktionen ſie nicht beſchränken. Dieſe Beſchränkungen ſind jedoch nur zwiſchen 
den Mitgliedern der Direktion, des Verwaltungsrathes und der en als 
ſolcher, nicht aber dritten Perſonen gegenüber wirkſam. Den letzteren kann die 
Behauptung einer Verletzung jener beſchränkenden Vorſchriften mit Erfolg nicht 
entgegengeſetzt werden. 

0 $. 36. 

Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken fich, ſowohl 
bei gerichtlichen als außergerichtlichen Öerthäften, auf alle Fälle, in denen die 
Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern (Art. 12. §. 6. des Einführungsgeſetzes 
zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche). f i 

Den Nachweis, daß die Dikektion innerhalb der ihr zuſtehenden Befugniſſe 


gehandelt habe, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen zu führen nicht verbunden. 


$. 37. 


Zu Quittungen und Verfügungen über Gelder, Dokumente und Vermögens⸗ 
objekte überhaupt, desgleichen zur Ausftellung der Wechſelgiri, 5 0 zur Kor⸗ 
reſpondenz iſt die unter der Firma der Bank ($. 1.) zu vollziehende gemeinſchaft⸗ 


liche Unterſchrift eines der in den $$. 32. und 33. gedachten Direktoren und des 


Rendanten ($$. 28. und 34.) genügend. 


In allen übrigen Fällen ſind Erklärungen, Urkunden und Verhandlungen 
der Direktion von dem vollziehenden Direktor reſp. deſſen Stellvertreter und 


mindeſtens einem der beiden Mitdirektoren unter der Firma der Bank zu unter⸗ 


ſchreiben. Nur die nach den vorſtehenden Normen vollzogenen Unterſchriften 
verpflichten die Bank, und 1 ſowohl gegen jede richterliche und andere öffent⸗ 
liche Behörde, als gegen jeden Privaten. 


$. 38. 
Die Direktion ernennt und entläßt oder ſuspendirt alle Beamte der Ge⸗ 


lun deren Ernennung nicht durch $. 28. dem Verwaltungsrathe vorbehalten 
ertheilt denſelben ihre Dienſtinſtruktionen. 


F. 39. 


Der vollziehende Direktor muß bei dem Verwaltungsrathe eine Amtskaution 
i b von 
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0 


von fünftauſend Thalern Preußiſch Kurant baar oder in Staa 


er bezieht deren Zinſen. 
F. 40. 


Die Direktion fertigt und übergiebt dem Verwaltungsrathe die im F. 28. 
sub b. gedachten Ueberſichten auf jedesmaliges Verlangen, desgleichen am Schluſſe 
eines jeden Geſchäftsjahres eine nach kaufmänniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz 
unter gewiſſenhafter Würdigung des Werthes aller Aktiva. 

Allmonatlich hat die Direktion eine von dem Verwaltungsrathe vorher zu 
genehmigende Ueberſicht der am letzten Tage des verfloſſenen Monats in der Bank 
vorhanden en Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtände in geprägtem 
Golde und Silber, Barren und Wechſel, ferner des Betrages der Forderungen 
aus den Darlehnen und aus laufender Rechnung, ſowie der umlaufenden Bank⸗ 
noten in den Geſellſchaftsblättern zu veröffentlichen. 5 f 

Desgleichen hat die Direktion zu der alljährlich ſtattfindenden ordentlichen 
Generalverſammlung (Titel VII.) einen das abgelaufene Jahr betreffenden, alle 
Zweige des Verkehrs umfaſſenden, vom Verwaltungsrathe genehmigten Geſchäfts⸗ 
bericht, der gleichzeitig die Bilanz enthält, im Druck erſcheinen zu laſſen und da⸗ 
für Sorge zu tragen, daß ein ſolcher jedem ſich dafür Intereſſirenden zugänglich 
a wird. Ju dieſem Zwecke find in den Geſellſchaftsblättern die Stellen 

ekannt zu machen, an welchen derſelbe in Empfang zu nehmen iſt. Ein gleicher 

Bericht iſt dem Kommiſſar des Staates vorzulegen. Es bleibt der Regierung 
vorbehalten, anſtatt der monatlichen, in Zukunft auch eine öftere, höchſtens aber 
die wöchentliche Bekanntmachung der Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Be⸗ 
ſtände in geprägtem Golde und Silber, Barren u. ſ. w., anzuordnen. 


Titel VII. 


Von den Generalverfammlungen. 


. 41. 


Die Generalverſammlungen der Aktionaire zerfallen in ordentliche und 
außerordentliche; ſie finden ſämmtlich in Danzig ſtatt und werden von der 
Direktion einberufen. i ö 
Die ordentliche Generalverſammlung tritt jedes Jahr im Monat März 
zuſammen. | 

Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt, jo oft deren Abhaltung 
entweder von der Direktion oder dem Verwaltungsrathe im Intereſſe der Ger 
ſellſchaft für erforderlich erachtet oder von Aktionairen, welche zuſammen mindeſtens 
fünfhundert Aktien beſitzen, in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter 
Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird. 9 

8 ö ie 


N 90 | 
Die Einladungen zu den Generalverſammlungen müſſen die Zeit, den 
Ort und die Tagesordnung der Verſammlungen enthalten und werden von der 
Direktion durch zweimalige Bekanntmachung in den Geſellſchaftsblättern, ſowie 
mittelſt Anſchlags an der Danziger Börſe erlaſſen; die erſte Bekanntmachung 
muß mindeſtens vierzehn Tage vor dem Verſammlungstage inſerirt reſp. an⸗ 
geſchlagen werden. 8 


$. 42. 


Zutritt zu den Generalverſammlungen haben alle diejenigen Aktionaire, 
welche vor dem Tage der Generalverſammlung in den Büchern der Geſellſchaft 
eingetragen ſind. Jedoch hat ſich jeder Aktionair, welcher an der Generalver⸗ 
ſammlung Theil nehmen will, ſpäteſtens am Tage vor derſelben bei der Direktion 
als Aktienbeſitzer zu legitimiren und eine Einlaßkarte zu löſen, welche zugleich die 
Anzahl Stimmen, die er vertritt, angiebt. N 


In der Generalverſammlung beſtimmt ſich die Zahl der Stimmen der 
Aktionaire nach der Zahl der einem jeden von ihnen gehörigen Aktien; jedoch geben: 


1 bis 5 Aktien nur 1 Stimme, 
I 2 Stimmen, 
15 1 . 


EOS. 2.207 „ 4. 5 
und jede weiteren fünf Aktien Eine Stimme, ſo daß der Eigenthümer von Ein⸗ 


hundert Aktien nur zwanzig Stimmen hat. Mehr als 1 0 Stimmen darf 
ein Aktionair, auch nicht in erhaltenem Auftrage und in zollmacht, in ſich 
vereinigen. f 


Die Vertretung juriſtiſcher Perſonen geſchieht durch ihre geſetzlichen Re⸗ 
präſentanten. Abweſende Aktionaire können ſich nur durch anweſende ſtimm⸗ 
berechtigte Aktionaire vertreten laſſen. Jedoch iſt die Vertretung der Ehefrauen 
durch ihre Männer und der Minderjährigen, ſowie aller Bevormundeten über⸗ 
haupt durch ihre Vormünder reſp. Kuratoren, der Kaufleute durch ihre Proku⸗ 
riſten geſtattet, Die Vertreter haben die desfallſige ſchriftliche Vollmacht reſp. 
. Beſtallung ſpäteſtens am Tage vor der Generalverſammlung 
der Direktion vorzulegen. 8 


Die Beſchlüſſe der Anweſenden ſind für die Abweſenden verbindlich. 


$. 43. 


Die Generalverſammlung, regelmäßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. 


= Der zeitige Vorſitende des Verwaltungsrathes führt auch den Vorſitz in 
der Generalverſammlung. Die Stimmzähler, welche weder Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes, noch Beamte der Geſe ſchaft ſein dürfen, werden vom Vor⸗ 


. ſitzenden ernannt. 


x (Nr. 6560.) 1 0 Der 


mungen. f 


Der Vorſttzende ordnet und leitet das formelle Verfahren für die Abſtim⸗ 
In den ordentlichen Generalverſammlungen werden die Geſchäfte in nach⸗ | 
folgender Ordnung verhandelt: & en 
1) Vorlegung der Bilanz und des Bücherabſchluſſes, ſowie des Berichtes 
der Direktion über die Lage des Geſchäfts im Allgemeinen und über die 
Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere , 


2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; f 


3) Berathung und Beſchlußnahme über die Anträge des Verwaltungsrathes 
der Direktion, ſowie über die Anträge einzelner Aktionaire, ſofern dieſe 
bis zum 15. Februar bei der Direktion ſchriftlich eingereicht worden find; 

4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Richtigkeit 
der Bilanz durch Vergleichung mit den Büchern und Skripturen der Ge⸗ 
ſellſchaft zu pruͤfen und rechtfindend der Direktion die Decharge zu er⸗ 
al Br ie Prüfung muß ſpäteſtens bis zum 30. Juni deſſelben Jahres 
erfolgt ſein. 


$. 44. 


Die Beſchlüſſe und ln der Generalverſammlung vollbringen ſich mit 
abſoluter Stimmenmehrheit. ei Gleichheit der Stimmen gilt der zur Abſtim⸗ 
mung geſtellte Antrag als verworfen. Bei Wahlen entſcheidet, inſofern Gleichheit 
der Stimmen eintritt, das Loos. 5 . 


Die Wahlen werden mittelſt t Zettelabſtimmung vorgenommen. 
Wenn ſich bei einer Wahl im erſten Skrutinium weder eine abſolute Majorität, 
noch Stimmengleichheit ergiebt, ſo werden diejenigen, welche die meiſten Stimmen 
lacht haben, bis zur doppelten Anzahl der zu Wählenden auf die engere Wahl 
gebracht. \ 


§. 45. 


Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auch auf den Antrag von wenig⸗ 
un fünf anweſenden Aktionairen, muß auch über andere Gegenſtände als Wahlen 
urch geheime Abſtimmung entſchieden werden. N f 


F. 46. 

Die Protokolle der Generalverſammlungen, welche die Perſonen der an⸗ 
weſenden Akfionaire und Vertreter und die Zahl der Stimmen eines Jeden, ſowie 

das Reſultat der Abſtimmungen enthalten und die Verhandlungen ſummariſch 

darſtellen müſſen, werden von einem Notar oder einem Gerichtsdeputirten auf; 

genommen und von dem Vorſitzenden und den Stimmzählern unterzeichnet. an 5 

i räge 


träge der Minorität müffen, ſofern es verlangt wird, in das Protokoll aufgenom: 
men werden. i = RR 
47. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann eine Abänderung 
des Statuts, eine Erhöhung des Grundkapitals oder auch die Auflöſung der 
Geſellſchaft reſp. die Verlängerung ihrer Dauer (F. 3.) beſchloſſen werden und 
nur mittelſt einer abſoluten Majorität der Stimmen, welche naleich mindeſtens 
drei Viertheile der in der Generalverſammlung vertretenen I ien repräſentirt. 
Die Beſchlüſſe über Abänderung des Statuts, Erhöhung des Grundkapitals 
über den Betrag von Einer Million fünfhundert tauſend Thaler hinaus und über 
Verlängerung der Dauer der Geſellſchaft treten erſt in Kraft, nachdem ſie die 
landesherrliche Genehmigung erhalten haben. 


Titel VIII. 
Rechnungsablage, Dividende, Reſervefonds. 


K. 48. 


Die Bücher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres abge⸗ 
ſchloſſen und die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. Die Bilanz 
wird von dem Verwaltungsrathe len und feſtgeſtellt. Der Ueberſchuß der 
Aktiva über die Paſſiva bildet den Reingewinn der Geſellſchaft. 

Bei Aufnahme der Bilanz, welche, nachdem ſie von der Reviſionskommiſſion 
1 10 worden, durch die Geſellſchaftsblätter zu veröffentlichen iſt, müſſen ſowohl 

ie ſämmtlichen verausgabten Geſchäftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen 
Verluſte abgeſetzt und für die vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener 
Prozentſatz abgerechnet werden. 

Die etwa vorhandenen Effekten dürfen niemals mit einem höheren, als 
dem Erwerbskurſe und, wenn der Börſenkurs am Tage der Bilanzaufnahme 
niedriger als der Erwerbskurs iſt, nur zu dem Börſenkurſe in der Bilanz auf⸗ 
genommen werden 

Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinne werden 163, ſage ſechs⸗ 


Fehn zwei Drittel Prozent, fo lange zum Reſervefonds zurückgelegt, bis letzterer 


auf die Summe von 250,000 Thaler, ſage zweihundert funfzigtauſend Thaler, 
angewachſen iſt. a 0 
Von der übrig bleibenden Summe wird zunächſt die Tantieme des Ver⸗ 
waltungsrathes, ee eine ſolche nach $. 30. zur Vertheilung kommt, abgeſetzt 
und der dann verbleibende Ueberſchuß als Dividende unter die Aktionaire vertheilt. 
5 Sollte ſich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Grundkapitals 
ok ſo dient zunächſt der Reſervefonds zur De 19 des Ausfalles. 
eicht derſelbe dazu nicht hin, ſo dienen die zunächſt erzielten Reingewinne vor⸗ 
Jahrgang 1867. (Nr. 6560.) 5 36 zugs⸗ 
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zugsweiſe zur Wiederergänzung des Grundkapitals und darf, bevor dieſe ſtatt⸗ 
gehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch eine neue Dividende 
vertheilt werden. So oft und ſo lange ſich aber nach Wiederergänzung des 
Grundkapitals der Reſervefonds erſchöpft oder angegriffen findet, darf von dem 
erzielten Reingewinne nur die Hälfte als Dividende vertheilt und muß die andere 
Hälfte verwendet werden, um den Reſervefonds wieder auf ſeine frühere Höhe 
zu bringen. 
} Der Reſervefonds darf zu keinem anderen Zwecke als zu der vorſtehend 
gedachten eventuellen Ergänzung des Grundkapitals und, wenn in einem Geſchäfts⸗ 
jahre die gemachten Gewinne durch eingetretene Verluſte überſtiegen ſein ſollten, 
zur Ausgleichung der Bilanz verwendet werden. 


S. 49. 


Die Dividenden find in Danzig an der Kaffe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben können jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an anderen 
Orten, welche die Direktion durch die Geſellſchaftsblätter bekannt zu machen hat, 
zahlbar geſtellt werden. Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft 
nach Ablauf von fünf Jahren, von dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben 
zahlbar ſind. 

Die Dividenden werden jährlich vom 1. April ab gegen Einlieferung der 
ausgegebenen Dividendenſcheine gezahlt. i 


Titel IX. 
Verfahren bei der Auflöfung. 


$. 50. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablauf der ſtatutmäßigen 
Dauer, wenn aber die Auflöſung ſchon früher beſchloſſen worden, oder das Noten⸗ 
Privilegium der Bank vor dem Ablauf der Geſellſchaftsdauer erlöſchen ſollte, 
15 Jahresfriſt ihre ſämmtlichen Noten einzulöſen. Wird die Auflöſung 
der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor dem Ablauf der ſtatutmäßig 
beſtimmten Zeit beſchloſſen, ſo müſſen bis zu dieſem Zeitpunkte ſämmtliche Noten 
eingelöſt werden. 
$. 51. 


Bei Auflöſung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuches über das Liquidationsverfahren zur Anwendung. 
Die eingelöſten Noten find unter Aufficht des Kommiſſars des Staats zu 
vernichten und die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell auf; 
zunehmenden Dokuments, in welchem die Noten nach Nummern genau bezeichnet 
ſein müſſen, zu beurkunden. 8 
f Die 


Nach beendeten Liquidationsgeſchäfte ift eine Generalverſammlung vonder 
Direktion, nach den im den Vol Statute für die Konvokation gegebenen 
Vorſchriften, zum Zwecke der Vorlegung der Schlußrechnung und Ertheilung der 
Decharge zu berufen. N „„ | 1 
Die von den in dieſer Verſammlun N nicht zur Verwaltung 
ſehörenden Aktionairen ertheilte Decharge befreit den Verwaltungsrath und die 
irektion der Bank den Aktionairen gegenüber von allem und jedem ferneren 
Nachweiſe, ſowie von jedem Anſpruche wegen der erfolgten Liquidation. 
Eine gleiche rechtliche Folge tritt ein, falls in der Generalverſammlung kein 
bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair erſchienen iſt und ſich dieſer Fall in 


einer zweiten, eigens zu dieſem Zwecke berufenen Generalverſammlung wieder⸗ 
holt hat. 5 N 


| Titel X. 
Oberaufſicht des Staates. 


= . 53. 


Zur Wahrnehmung des Oberaufſichtsrechts ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Generalverſammlungen, allen Sitzungen 
der Direktion und des Verwaltungsrathes ohne Stimmrecht beizuwohnen, ſowie 
von allen Büchern, Skripturen und von den Kaſſen der Geſellſchaft jederzeit 
Einſicht zu nehmen, auch die Organe der Geſellſchaft gültig zuſammenzuberufen. 


ae 992 5 


Danziger Privat- Aktien- Bank, 


gegründet durch notariellen Vertrag vom 21. November 1856, 
landesherrlich beſtätigt durch Königliche Kabinets-Order vom 16. März 1857. 


Bank⸗Aktie 
i 5 über 
Fünf hundert Thaler Preußiſch Kurant. 


a Der N. N. (Stand, Wohnort) hat den Betrag der Aktie 129 
Fünfhundert Thalern ſtatutenmäßig geleiſtet und alle ee Se Re 
Pflichten an der auf 2000 Aktien à 500 Thaler gegründeten Danziger Privat⸗ 
Aktien⸗Bank, namentlich an deren Gewinn, ſowie an dem Geſammt⸗Eigenthum 
dieſer Geſellſchaft. Jeder Nachfolger im Eigenthum dieſer Aktie iſt den Statuten 
unterworfen. f ser | 1 
ii, nn LOG 


Der Verwaltungsrath. 5 


5 Dieſer Aktie ſind lc fünf Jahre Dividendenſcheine, auf 0 Inhaber fee 
% 


abſt Talon beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres dur 


neue erſetzt werden. 
Eingetragen sub Folio = des Regiſters. 5 


Ne (Rückfeite.) 

Auobbertragen auf ee | 
„„ N 
den en. 1. | 

; Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 
Der Verwaltungsrat. 


Oiridenbenfhein u der Able A ui. 


1 


N 0 gr 


m Inhaber dieſes Scheines erhält gegen deſſen Rückgabe aus der Kaſſe der 
Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank diejenige Dividende ausgezahlt, welche une öffent⸗ 
N liche Bekanntmachung der Direktion der Bank 5 r das Jahr . 3 feſtgeſc 
. werden wird. 


Geeht dieſer Dividendenfchein verloren, ſo findet das ms, 14. des Statuts 
vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 


Danzig, F 18. „„ 1 


Danziger Privat: Alten. Bank. „„ 


ö 5 Der Berwaltungssalg. 
(Stempel.) 555 8 e 


Der Rendant. | | | „ 


zum Empfange der 5 Serie der Dividendenſcheine zur Aktie Ne 1 5 


der 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Gank. 


* 


i ee empfüngt am . . .. gegen dieſe Anweiſung nach §§. 5. 
und 10. des Statuts am Sitze der Sehe die ..... Sie der Dividenden. 


ſcheine zur vorbezeichneten Aktie.. ö ” 
0 Geht diefe Anweiſung verloren, fo findet das im 8 14. des Statuts vor. 


a geſchriebene Verfahren Anwendung. 
Danzig, dn 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 
> Der Verwaltungsrath. 


N 


9 


Formular D. 
zu Quittungsbogen. 


Quittung 
über die auf die Aktie der 
Danziger Privat- Aktien- Oank 


Danzig den in di. 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 
Der Verwaltungsrath. 


Auf die obenerwähnte Aktie ſind ferner 
Thaler Preuß. Kurant ein⸗ 
gezahlt worden. 

Danzig / den ten 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 


Auf die obenerwähnte Aktie ſind ferner 
Thaler Preuß. Kurant ein⸗ 
gezahlt worden. 

Danzig / den 


Danziger Privat⸗ Aktien⸗ Bank. 


Auf die obenerwähnte Aktie ſind ferner 
Thaler Preuß. Kurant ein⸗ 
gezahlt worden. 

Danzig, den ..ten 


Danziger Privat Aktien: Bank. 


Auf die obenerwähnte Aktie an ferner 
Thaler Preuß. Kurant ein⸗ 
gezahlt worden. 

Danzig, den ..ten 18. 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 


Auf die obenerwähnte Aktie ſind ferner 
Thaler reuß. Kurant ein⸗ 
gezahlt worden. 

Danzig / den ..ten 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 


Auf die obenerwähnte Aktie ſind ferner 
Thaler 5 Preuß. Kurant ein⸗ 
gezahlt worden. 

Danzig, den ..ten 


Danziger Privat⸗Aktien⸗Bank. 


Gr. 6560) 


For⸗ | 


Vander Prin at-Aktien- Bank, 
gegründet durch notariellen Vertrag vom 21. November ! 
genehmigt durch Königliche Kabinets Order vom. 


ant. Attie ‚Ne ; 


über 


Fü thunder Thafer Breufiich Kurant. 


De N. N. (Stund, Wohnort) hat den Betrag der Attie f 1 
fünfhundert Thalern e und alle n Rechte und pfichen 
dadurch erworben. 


Danzig, den VV S 


Ar Der Verwaltungsrath. 


Diieſer Aktie find auf fünf Jahre Di Wide denſſcheine auf jeden Inhaber lautend 
ft Talons beigegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erscht werden. 


5 Seeg ane sub Fol. = des e 


En 1 ac), e 5 
„Seinen auf Ren. er ar 


Danziger Privat Aktien, Bank. 
Der n Bamekangenuh 8 


5 dent im Viren des Staats- Miniſertums. 


8 Vain gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober Sefbuchbrudeen A 
Be (N. v v. Decker) NEE 


